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Betr.t Bntfernung von unarwUnsohten Juden fremder StaatB- 
angehdrlgkelt aus jUdlschen Organlsatlonen In 
Beutsohland*

Vorgit Dort. Sohnellbrlef vom 17*1*38

Unter Bezugnahme auf die RUcksprache dee 8S-tT*Stuf. Eloh- 
mann mit Horm Assessor Breytag am 24.1.38 wlrd naohstehen- 

- 4.^ ill. stelliuignahme dee SD-Hauptamtes In der oben genann-

ten Angelegenhelt Ubersandt.

Die angeordnete Aktion bezUglloh der Entfemung von uner- 
wUnsohten Juden fremder Staatsangehbrigkelt, die im,,Re- 
amten- Oder AngestelltenverhSltnls In JUdlsohen Orgatiisa*. 
tlonen Oder In den Vorstfinden JUdisoh-poaitlsbher Orga- 
nlsatlonen In Deutschland tStig Bind, bezleht slch weder 
auf tsoheohlsche StaatsangehlSrige, nooh auf sonstlge 
ausiandlsche Staatsuntertanen imallgemelnen.

Naclidem festgestellt warden konnte, daS sloh Juden aus- 
ISndisoher Staateangehdrlgkelt der NaohrlchtenUbdrmlttlung 
In das Ausland sohuldig gemaoht batten, nacbidem fe^rner 
festgestellt wurde, dafl Juden ausldndlsoher Staatpangebb-. 
rigkelt von den jUdisoh-polltlsohen Organlsatlonen In 
Deutsohland ale Delgglerte zu Tagungen und Kongressen in 
das Ausland gesandt wurden, urn d03rt die Belange dinser 
Organlsatlonen zu vertraten, wurde aus sloherheiteit'
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Betr.a Entfernung von unerwUnsohten Juden fremder Staate­
angehtirigkeit aus jUdischen Organisationen in 
J>eutsohland. 

Vorg~: Dort. Schnellbrief vom 17.1.38 

Unter· Bezugnahme auf' die _RUc_keprache des SS-tJ''Stu.f. Eich­

mann mit Herrn Assessor Breytag am 24. 1. 38 wird naohst.ehen~ 

de Stellungnahme des SD-Bauptamtes 111 der oben genann-
ten Angelegenheit übersandt. 

Die angeordnete Aktion bezüglich der Entfernung von uner­
wtinschten Juden fremder StaatsangehHrigkeit, die im.,,~e.:. 
amten- oder Angeste11tenverhältn1e in jUdisohen Orga,iisa•. 
tionen oder in den Voret!lnden jUd1soh-pol1t1scher ~?;'.~­

nisationen in Deutsohland.t§tig.a1nd, bezieht s1.ch·we4er 
auf tschechische Staatsangehörige, noch auf sonstige 

' . . \, 

auslllndische Staatsuntertanen im a 11 gemeinen. 

Rac~dem festgestellt werden konnte, daß sioh Juden aus­
l§n~isoher Staataangeh~r1gke1t der NaohrichtenUbermittlung 
in d$s Ausland schuldig gemacht hatten, nachdem fe~e~ 

• festgestellt wurde, daS Juden ausl&Qdiaoher Staat~~ehH-. 
' . . 

rig;ftei t von den jUdisoh-poli t·;sohen Organisationen 1n 
• . . 

Deutschland als Del1gierte zu Tagungen und Kongressen in,_ 
das Ausland gesandt wurden, um dort die BelB:llße d;,ser 
Organisationen zu vertraten, wurde aus sioherheit~~ 
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pollzelllchen Ortinden den JUdiach-politlschen Orga- 

nlaatlonen in Deutaohland die Auflage gemaoht, sB^tllche 
In Ihren VorstUnden t^tigen hauptamtlichen und ehrenamt- 
llQhen ausiandisohen Funkrtlonarel/zu entfemen.

/W lii .1 iVq ;
/A

■— Dleee Maflnahme war umso drlnglicher, ^ garade von JU-
dlscher Selte mltgetellt wurdet dlese enteandten Dele** 

gierten auslfindisohe^^Staataangehdrlgkeit in vielen FSllen 
welt exes Blaterlal zur Greuel- und Boykotthetae gegen 
Deutschland geliefert hahen.

^ Im Interesae der relbungsloaen Ahwloklung dleaer Aktioh
llegt ea, hler kelne PrSzedenafaile zu schaffen, die 
spater geeignet waxen, den auaiandiachen diplomatlechen 
Vertretungen Qelegenhelt zu emeuten Interventlonen zu 
gehen.

Da es sich hel dleaer Aktion um keine Maflnahmen gegen die 
im deitschen Relchsgeblet ansasslgen Mlnderheiten ala aolche 
sondem um elne allgemelne i&MteSrholtspollzelllche UaQnahme 
handelt, kbnnen naoh hiealgem Ermessen auch keine vOlker- 
reohtlichen Bedenken erhoben werden.

Anlageni - 4 - Der Chef dds Slcherheitshauptamtes
i.A.

Der Lelter der Zentralabteilung II 1

,:., 

polizeilichen Gründen den jüd1ech-politischen Orga­
nisationen in Deutschland die Auflage gemacht, e§Jjtliche 
in ihren Vorstgnden t~tigen hauptamtlichen und ehrenamt­

~~ ~, il., liQhen ausländischen Funktionäre Vzu entfernen. 

/~:t:~ 
Diese Maßnahme war ·umso dringlicher, ~ gerade von jü­

discher Seite mitgeteilt wurde, daß diese entsandten Dele­
gierten ausländisoh~~lstaatsangehörigkeit in vielen Fg11en 

~;.. 

we1t~res Uaterial zur Greuel- und Boykotthetze gegen 
Deutschland geliefert haben. 

Im Interesse der reibungslosen Abwicklung dieser Aktion 
liegt es, hier keine Präzedenzfälle zu schaffen, die • 
spllter geeignet wäTen, den auslllndiaohen diplomatischen 
Vertretungen Gelegenheit zu &mauten Interventionen zu 
geben. 

Da es sich bei dieser Aktion um keine Maßnahmen gegen ~ie 
im de lt sehen Reichsgebiet ans:;\esigen Minderheiten als solche 
sondern um eine allgemeine ~~heitapolizeiliche Yaßnahme 
handelt, ktlnnen naoh hiesigem Ermessen auch keine völker­
rechtlichen Bedenken erhoben werden. 

Anlagena - 4 - Der Ohet d~e Sicherheitehauptamtes 
i.A. 
Der Leiter der Zentralabteilung II 1 
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Berlin SID 11, Den 17» Jauuar 193 8. 
Prin3-plbt<ttit-5tin6c 8

An den 

Reichsfuhrer

1 ^' ij t,<u:nt
7 V14ii 2 0 JAM 1938

20. JaaI938
Chef des Sicherheltshauptamtes 

in Berlin.

Betrifft: Entfernung von unerwiinschten Juden 

fremder Staatsangehdrigkeit aus ;)U- 

dischen Organ!sationen in Deutschla 

Bezug; Ohne.

Anlagen: 4.
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Als Anlagen Ubersende ich 5 Eingaben des 

Auswdrtigen Amtes vom 4., 23• und 27. Dezembe 

1937, betreffend die Entlassung verschiedener 

Juden fremder Staatsangehdrigkeit aus jUdi-

schen Organisationeh und eine Eingabe des
\

Kbnigl. Dngarischen Generalkonsulats in Berll^ 

vom 13* Dezember 1937, betreffend die Entlass 

der ungarischen Staatsangehbrigen Margit 

Schenk von der JUdischen Gemeinde Berli 

zur gefalligen Kenntnisnahme.

Ich bitte urn beschleunlgte Stellungnahme

5 O.'t
I \

in der Angelegenheit unter Ruckgabe der An­

lagen.
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9d)ntllbritf 
r 1 :! O JAN. 1938 \j 

An den 

Reichsführer H 2 O. Jan. 1938 
Chef des Sicherheitshauptamtes 

in Be r 1 i.n. 

Betrifft: Entfernung von unerwünschten Juden 

fremder Staatsangehörigkeit aus jü­

dischen Organisationen in Deutschl 

Bezug: Ohne. 

Anlagen: 

-.- .. -
Als Anlagen übersende ich 3 Eingaben des 

Auswärtigen Amtes vom 4., 23. und 27. Dezembe 

1937, betreffend die Entlassung verschiedener 

Juden fremder Staatsangehärigkeit aus jüdi­

schen Organisationen und eine Eingabe des 
0 

Königl. Ungarischen Generalkonsulats in BerI 

vom 13. Dezember 1937, betreffend die Entlas 

der ungarischen Staatsangehörigen Margit 
1.·)'l' 

Schenk von der Jüdischen Gemeinde Berl 

zur gefälligen Kenntnisnahme. 

Ich bitte um beschleunigte Stellungnahm 

in der Angelegenheit unter Rückgabe der An­

lagen. 
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Zentralabteilung II 1 
Sr* Sp«/Sclxv«

Berlin, den 1. Junl 1958*

Aktennotl;z
n«B BCCESB snasa

Betr«: Rilcksprache C.

Zu der Bespreohung bei C am 1,6.38 wurden
gerufen:

# •

tt-Standartenf^rer lllttller,
H-Obersturmbannfahrer Nebe,
Assessor Llsohka,
H-HauptsturmfOhrer Dr, Spengler,

C trug folgenden Sachverhalt vor:
1, In der Judenaktion auf dem Kurftlrstendamm babe sioh 

das Propagandamlnlsterlnm elngescbaltet und vor alien 
dtircb die Pressepublikation die Sache als seine 
Hassnabme hlngestellt.
Ss sel In Zukxinft dafUr Sorge zn tragen, dass die* 
ses unterblelbt und die Gestapa federfbhrend 1st,

X. 2, Goebbels babe am 51.5.38 vor Propagandaleitem
gesprooben und u.a. mitgetellt, dasx die Ludendorff- 

1, Bewegung verboten werden solle, tt-Standartenfflhrer 
mailer soil sicb sofort mlt Hancke in Yerblndung 
setzen und diesem mlttellen, dass in diesen Dlngen 
alleln der ReicbsfObrer ft entscbeide und er durcbaus 

nlobt die ^bslcbt babe, die Ludendorff-Beiregung zu 
verbieten,

3, Auf Befebl des FObrers wurden bestimmte Dlnge im
Westen des Eeicbes durcbgefObrt, Zu diesem Zweok sel 
es notwendig, sgmtlldbe verfbgbaren Arbeitskrfifte

~/1 

W4i Zentralabteilung II 1 
Dr. Si,w/Schw. 

Berlin, den 1. ~uni 193s. 

Betr.: Rilcksprache C. 

gerufen: 
Zu der Besprechung bei C am 1.6.38 wurden 

ff-Standartentahrer Müller, 
ff•Obersturmbanntührer Bebe, 
As_sessor Lischka, 
ff-He.uptsturmtührer Dr. Spengler. 

C trug folgenden Sachverhalt vor: 

1 

1. In der dUdenaktion a~f dem Kurfürstendamm habe sich 
das Propagandaministerium eingeschaltet und vor a1lem 
durch die Pressepub1ikation die Sache als seine 
lte.ssnahme hingestellt. 
Es sei in Zukunft dafür Sorge zu tragen, dass die• 

ses unterbleibt und die Gestapa federführend ist. 

2. Goebbels habe am 31.5.38 vor Propagandaleitern 
gesprochen und u.a. mitgeteilt, dass die Ludendortt• 

--\ Bewegung verboten werden solle. ff-Standartentührer 
\ 

Müller soll sich sofort mit Hancke in Verbindung 
setzen und diesem mitteilen, dass in diesen Dingen 

allein der Reichsführer ff entscheide und er durchaus 

nicht die_;Abstcht habe, die Ludendor:f'f-Bewegung zu 
verbieten. 

3. Auf Befehl des F:{lhrers wurden bestimmte Dinge 1m 
Westen des Reiches durchgeführt. Zu diesem Zweck sei 

• es notwendig, sämtliche verfügbaren A.rbeitskrä:rte 
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